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!ls Hitlergrusses 
sieht keinen Anlass, ein 
tlergrusses und anderer 
;ymbole auszuarbeiten. 
die Regierung in einer 
1.ntwort auf eine Frage 
rat Eric Voruz (sp., 
regte in seiner Frage ein 
; Verbot an wegen eines 
:ils des Bundesgerichts. 
~inen Mann frei, der 2010 
auf dem Rütli den Hitler­
atte. Das Bundesgericht 
llSS, dass diese Geste im 
'all nicht durch den Ras-

erfasst werde (NZZ 
In seiner Antwort ver­

desrat auf mehrere frü­
ür ein generelles Verbot 
ymbole. Zweimal habe 
rnehmlassungen durch­
dem letzten Durchgang 

1t und Parlament 2011 je­
: kommen, die Sache fal­
either habe sich nichts 
e1lit der Bundesrat. 

s internationale Genf 
mg gemäss soll das inter­
einen eigenen Tag erhal­
lerat hiess eine entspre­
n von Luc Barthassat 
!er inzwischen aus dem 
rückgetreten ist. opposi­
>er «Schweizer Tag des 
1 Genf» soll in den 
landvertretungen organi­
{ie Bundespräsident und 
: Didier BurkhJ!tcr im 
:. JSI (ienf em wichtiges 
nternationalen Strategie 
~uch Kommissionspräsi­
zwiller (Zürich, fdp.) er­
ieutung Genfs auf dem 
1 Parkett könne nicht ge­
Jben werden. 

~r Jihadisten 
: heimkehrende Jihadis­
it einer Strafverfolgung 
1ält der Bundesrat in sei­
n Antwort auf eine Fra-
Wobmann (svp .. Solo­

rag~tunde des National-
„ .... - „ „ 

!lltut cSurdJrr cStttung 

Unruhe alll runden Tisch 
Ehemalige Verdingkinder kritisieren den Bund 

hof · Es ~ind harte Worte, die der Verein 
«netzwerk-verdingt» gewählt hat. Der 
runde Tisch, der sich mit der Bewältigung 
früherer fürsorgerischer Zwangsmass­
nahmen und der Geschichte der Verding­
kinder befasst, sei gescheitert, teilte der 
Verein, der die Interessen von ehemali­
gen Verdingkindern vertritt, am Dienstag 
mit. Hauptgrund dafür sei der Delegierte 
des Bundes: Luzius Mader, der stellver­
tretende Direktor des Bundesamtes für 
Justiz, sei ein «parteiischer, humorloser, 
in sich erstarrter Verwaltungs- und 
Machtmensch», der «klar aufseiten der 
Täter und nicht der Opfer>; stehe. 

Unter der Führung von Luzius Ma­
der sei eine weitere Teilnahme nicht 
mehr möglich, sagt Walter Zwahlen, der 
Delegierte des Vereins am runden 
Tisch, auf Anfrage. Die für dieses Gre­
mium zuständige Bundesrätin und Jus­
tizministerin Simonetta Sommaruga 
müsse nun reagieren. Es brauche einen 
von der Verwaltung unabhängigen De­
legierten, sagt Zwahlen. Dann sei der 
Verein der Verdingkinder auch bereit, 
wieder an den Verhandlungstisch zu­
rückzukehren. 

Mader selber zeigte sich gemäss der 
Nachrichtenagentur SDA von diesen 
Entwicklungen überrascht und will mit 
dem Verein das Gespräch suchen. Seiner 
Meinung nach ist der runde Tisch nicht 
gescheitert. Im Juli werde dieser seinen 
Schlussbericht zuhanden der Öffentlich­
keit verabschieden. - Der runde Tisch 
wurde im vergangenen Jahr von Bun-

Nach dem langen Leid als Verdingkind, endlich Verhandlungen und jetzt Ärger mit 
dem Behördenvertreter. PHDTDPRESS·ARcH1v;KEvsrnNE 

desrätin Simonetta Sommaruga einge­
setzt. Er soll helfen, zusammen mit Be­
troffenen das dunkle Kapitel der fürsor­
gerischen Zwangsmassnahmen, der 
Zwangssterilisationen und der Verdin­
gung von Kindern aufzuarbeiten. 

Bereits ist ein Fonds für Soforthilfe 
eingerichtet worden, der mit 5 Millio­
nen Franken geäufnet werden soll. Jus­
tizmm1sterin Simonetta Sommaruga 
hatte sich vor einem Jahr im Namen der 

Regierung fj.ir die Praxis der Zwangs­
massnahmen entschuldigt. Derzeit wer­
den zudem Unterschriften für die 
Wiedergutmachungs-Initiative gesam­
melt. Sie verlangt die Errichtung eines 
Fonds in der Höhe von 500 Millionen 
Franken für die Opfer von fürsorgeri­
schen Zwangsmassnahmen und Fremd­
placierungen, die vor 1981 vorgenom­
men wurden. 

Meinung & Debatte, Seite 21 

Gesundheitsrisiko gering 
Behörden zu Radium-Rückständen in einstigen Uhrenateliers 

60 Gebäude, in denen vor 1963 
()lnw !whiinllidw .\uf,;icht mit 
radioaktiven Stoffen gearbeitet 
wurde, werden nachträglich 
untersucht. Betroffen sind 
vor allem die Uhrenstädte Biel 
und La Chaux-de-Fonds. 

dgy. · Bis in die 1960er Jahre wurden 
radioaktive Stoffe als Leuchtfarbe für 
Uhren verwendet. Am bekanntesten ist 
Radium. In zahlreichen Ateliers rund 
um Biel und La Chaux-de-Fonds wurde 
vor 1963 ohne Bewilligung und ohne 
Kontrolle mit dem Stoff hantiert. Erst 

liers auf einer Liste aus dem Bundes­
archiv. über die die Sonntagspresse be­
richtete, nicht bekannt. Nachdem die 
Behörden vergangene Woche über ra­
dioaktive Rückstände in ehemaligen 
Deponien informiert hatten, standen sie 
am Dienstag in Biel und in La Chaux­
de-Fonds erneut vor den Medien. Ver­
treter des Bundesamtes für Gesundheit 
und der Suva betonten, dass das Risiko 
einer Gesundheitsgefährdung für Men­
schen, die sich heute in ehemaligen 
Standorten aufhielten, klein sei. Man 
erwarte keine starken Kontaminationen 
und eine Strahlenbelastung unter den 
Grenzwerten. Es sei nicht einmal sicher, 
ob alle auf der Liste aufgeführten 

mäss Liste solche Ateliers in Betrieb 
waren, nehmen das BAG und die Suva 
Kontakt auf, um nachträgliche Unter­
suchungen einzuleiten. Insgesamt sollen 
mindestens 60 Standorte überprüft wer­
den. Pro Untersuchung rechnet das 
BAG mit Kosten von rund 1000 Fran­
ken. In Biel werden Bewohner und 
Arbeitnehmer in betroffenen Liegen­
schaften brieflich über das weitere Vor­
gehen benachrichtigt, zudem findet ein 
Informationsabend statt. 

Noch weitere Ateliers? 

Die Behörden schliessen nicht aus, dass 
noch weitere Standorte bekannt werden 
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Risse 
rasch kitten 

Es braucht eine unabhängige Aufarbeitung 
der Sozialpolitik. Von Markus Hofmann 

Noch am Freitag hat nichts auf eine eidgenössische 
Verstimmung hingewiesen. Luzius Mader, stellver­
tretender Direktor des Bundesamtes für Justiz, 
konnte gute Nachrichten überbringen. In seiner 
Funktion als Delegierter für die Opfer von fürsor­
gerischen Zwangsmassnahmen teilte er mit, dass 
die Arbeiten am runden Tisch plangemäss voran­
gingen. Bald werde der Schlussbericht veröffent­
licht. Doch am Montag ver!iess ein wichtiger Teil­
nehmer den runden Tisch unter Protest. Der Ver­
treter der ehemaligen Verdingkinder akzeptiert 
den Delegierten des Bundes nicht länger als Ge­
sprächsleiter. Der runde Tisch wackelt. 

Bundesrätin Simonetta Sommaruga hatte das 
Gremium letztes Jahr ins Leben gerufen. Es soll 
Vorschläge ausarbeiten, wie mit den Opfern frühe­
rer fürsorgerischer Zwangsmassnahmen und 
Fremdplacierungen umgegangen werden soll. Bis. 
in die 1980er Jahre waren Tausende von Menschen 
in der Schweiz in Heime gesteckt, verdingt, zwangs­
sterilisiert oder im Rahmen «administrativer Mass­
nahmen» weggesperrt worden. Der runde Tisch 
nimmt bei der Aufarbeitung dieser traurigen Ge­
schichte eine wichtige Funktion ein: Dort kommen 
die Opfer zur Sprache, dort sollen ihre Anliegen 
ernst genommen werden. Gleichzeitig sitzen am 
selben Tisch auch Vertreter der ehemaligen Täter 
aus staatlichen Behörden, Heimen sowie Bauern­
und Kirchenorganisationen. 

Diese Konstellation bedingt eine umsichtige 
Moderation der Gespräche sowie eine unabhän­
gige Position des Delegierten. Er sollte den Opfern 
gegenüber Empathie entgegenbringen, gleichzeitig 
aber die verschiedenen Interessen sorgfältig ab­
wägen können. Ursprünglich hatte alt Ständerat 
Hansruedi Stadler diese Aufgabe versehen. Doch 
der konziliante Anwalt aus Altdorf legte das Amt 
wegen Überlastung bald nieder. An seine Stelle 
trat Luzius Mader - und damit ein Vertreter des 
Staates: eines Staates, der selber in die Geschichte. 
die nun aufgearbeitet wird. verwickelt war. 

Unabhängig davon, wie der hohe Justizbeamte 
seine Aufgabe als Delegierter versieht: Ideal ist es 
nicht, wenn. der Vertreter einer betroffenen Be­
hörde am runden Tisch diesen gleichzeitig auch lei­
tet. Bundesrätin Sommaruga hatte vor einem Jahr 
mit ihrer offiziellen Entschuldigung bei den Op­
fern ein starkes Zeichen gesetzt. Sie sollte weiter­
hin alles dafür tun, dass mit der Bewältigung der 
damaligen düsteren Sozialpolitik ein positives Ge­
schichtskapitel geschrieben wird. 

MEINUNG-& DEBATTl 
'ltut Jürdltr Jtitung 

Noch ist M örgelis Rolle 
nicht geklärt 

Der Bericht der parlamentarischen Aufsichtskommission zur Causa Mörgeli m 
Vorgänge transparenter, eine abschliessende Beurteilung ist er nicht. Von W(J 

Mit ihrem am Pfingstwochenende vorzeitig an die 
Öffentlichkeit geratenen Bericht zur Causa Mörgeli 
hat die Aufäichtskommission Bildung und Gesund­
heit (ABG) des Zürcher Kantonsrats Beachtliches 
geleistet. In der vertrackten, von Mörgelis Umfeld 
politisch bis zum Gehtnichtmehr ausgeschlachteten 
Geschichte hat sie eine gemeinsame Diskussions­
grundlage geschaffen. Die These der SVP, mit Mör­
geli sollte «aus rein politischen Gründen ein SVP­
Professor aus der Uni Zürich weggemobbt werden», 
lässt sich aus dem Bericht nicht ableiten; laut SVP 
muss man ihn dazu «zwischen den Zeilen lesen». 
Das Papier lässt also politische Interpretationen zu, 
setzt diesen aber gewisse Grenzen. 

Druck auf die Universität 

Objekt der kantonsrätlichen Aufsichtskommission 
ist die Universität. Naturgemäss steht deshalb die 
Kritik an den Prozessen und an den handelnden Per­
sonen innerhalb der Universität im Zentrum. Dass 
die Kritik scharf ausfällt, hat auch damit zu tun, dass 
die gleichen Fehler. die schon in früheren Fällen -
etwa jenem von «Professor S.» - begangen worden 
waren, sich in der Affäre Mörgeli wiederholten. 
Esther Guyer (gp.), Willy Haderer (svp.) und der 
abtretende Urs Lauffer (fdp.), die den Bericht zu­
sammen mit Andreas Daun) (sp.) und Christoph 
Ziegler (glp.) verantworten, sind erfahrene, von der 
Universität wiederholt enttäuschte Kantonsratsmit­
glieder. Sie machen Druck, damit die von der neuen 
Universitätsleitung begonnenen Reformen auch 
wirklich umgesetzt werden. Mit einzelnen nament­
lich genannten Personen geht die Kommission be­
sonders hart ins Gericht: die Untätigkeit des zustän­
digen Prorektors (der sich dagegen wehrt) und des 
Dekans der Mediziner wird mit schon beinahe zyni­
schen Worten beschrieben. Und ganz schlecht 
kommt der Rechtsdienst der Universität weg. 

Die konkrete Auflistung von Fehlern einzelner 
Personen macht auch vor der Bildungsdirektorin 
und Präsidentin des Universitätsrats, Regine Aepp­
li, und dem Chef des Hochschulamts. Sebastian 
Brändli, nicht halt. Wie Mörgelis unmittelbarer Vor­
gesetzter Flurin Condrau stehen beide direkt im 
Visier der SVP. Mit dem Bericht beantwortet die 
ABG auch eine Aufsichtsbeschwerde von SVP­
Nationalrat Alfred Heer gegen Aeppli. Die Aus­
sagen des Berichts sind also von grosser politischer 
Brisanz. Und genau hier werden sie schwammig. Im 

Fall von Condrau wird einerseits t 
Institutsleiter das Recht habe, Leis 
arbeiter zu prüfen, «Um dann allen! 
Veränderungen vorzunehmen». Sin 
gemeint? Anderseits bezweifelt die 
drau den mit der Mitarbeiterbeurte 
ten Prozess «ergebnisoffen geführti 
tik an Brändli hält die Kommission , 
tigen Punkte werden als ungeklärt 1 
Aeppli, der die Eskalation der Situa 
ber 2012 gewiss nicht angelastet we 
zugestanden, als Präsidentin des 
richtig gehandelt zu haben, aber mi 
als Anordnung der Kündigung ver 
sage an einer Sitzung mit Rekt( 
17. September 2012 eine Kompeten 
begangen zu haben - ein Vorwurf. 
tung die Kommission verzichtet. G 
politisch heiklen Teilen steckt die 
für Interpretationen und Gewicht1 
weit. Das hängt nicht nur mit der 
eines Konsenses und den begrenzte 
Kompetenzen der Kommission zus< 
auch damit, dass Condrau, Brändli 
irgendwie in laufende gerichtliche ' 
viert sind, deren Ergebnisse abzuw. 

Die Hauptschwäcl 

Weniger Zurückhaltung wird sich 
auferlegen, wenn er den Bericht arr 
delt. Spätestens dann wird seine 
sichtbar: Er ist keine taugliche Gn 
abschliessende politische Beurteil 
Mörgeli. Denn das Handeln der 
betroffenen, Titularprofessor Chi 
und Titularprofessorin Iris Ritzmar 
richt wegen der laufenden Verfahrt 
geblendet. Zwar ist für die Kommi~ 
vollziehbar, warum Mörgeli in all 
Mittel eingefordert habe, um der 
stand der Objektsammlung zu be 
fragt sich, ob er neben seiner polit 
genügend Zeit und Kraft für seine . 
zinhistorischen Institut gehabt hab 
aber in personalrechtlichen Verfah1 
wo es politisch wird, schweigt der 
verzichtet auf eine Beurteilung 
öffentlich geäusserten Kritik ~lö1 

setzten und Verantwortlichen der l 


